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maler TachykaruJie)*Ä) bzw. mit paroxysmaler HÅmoglobinurie !Ä)
oder mit EpilepsieÇ). Auch die vielfache Uebereinstimmung der
Symptomatologie gehÉrt hierher. So finden wir eine Reihe gemein-
samer Symptome z. B. beim Quinckeschen Oedem wie beim
Basedow (HereditÅt, Bevorzugung des einen Geschlechts, Einfluss der
psychischen Affekte, eine Reihe ÑnervÉserÖ Symptome), Tetanie, ex-
sudative Diathese (das Wandern des Prozesses auf Kehlkopf und
Bronchien, die ungÜnstige Wirkung des Chlornatriums), Anaphylaxie
(Fieber, KrÅmpfe, Oedeme, DiarrhÉen, HereditÅt). Der Forscher,
welcher diesen Beziehungen seine Beachtung schenken will, findet
hier einen fruchtbaren Boden fÜr weitere Einsichten als nur in das
Wesen des Quinckeschen Oedems.

Arbeiten der vom Aerztlichen Verein MÜnchen eingesetzten

Kommission zur Beratung von Fragen der Erhaltung und

Mehrung der Volkskraft.

9. Zur BekÅmpfung der Fehlgeburten.

Von Prof. Dr. A. DÉderlein, MÜnchen.

Eine der sorgenvollsten Fragen der Gegenwart ist die, wie der
durch den Krieg so schwer erschÜtterte Volksbestand wieder gehoben
werden kann. Mit der langen Dauer des Krieges wird diesmal mehr
als ie zuvor die Minderung der Volkszahl ausser durch den direkten
MÅnnerverlust durch die Behinderung des Nachwuchses auf lange
Jahre hinaus empfindlich fÜhlbar sein. Die Staatsregierungen, Parla-
mente und nicht zum Mindesten die Aerzteschaft erwÅgen denn auch
lange schon nach allen Richtungen hin das schon vor dem Kriege
brennend gewordene und ietzt in den Vordergrund des Interesses ge-
rÜckte BevÉlkerungsproblem. Besonders bemÜhen sich auch die
Geburtshelier, wie unsere Literatur der neuesten Zeit zu erkennen
gibt, wo Überall der Hebel zur BekÅmpfung dieser Gefahr ange-
setzt werden kÉnnte. Auch die von dem Aerztlichen Verein MÜnchen
eingesetzte Kommission bearbeitet in eingehenden Beratungen alle
hier einschlÅgigen Fragen, wobei sich ergibt, dass mit der LÉsung
einer Aufgabe immer wieder neue Gesichtspunkte auftauchen; die
Hauptfragen lÉsen sich immer wieder in neue Unterfragen auf, ein
Beweis fÜr die ausserordentliche Mannigfaltigkeit und Bedeutung des
in alle Lebensgebiete einschlÅgigen Problems.

Der schon vor dem Kriege die lebhafte Besorgnis der BevÉlke-
rungspolitiker erregende GeburtenrÜckgang hat sich durch den Krieg
in einer Weise vertieft, dass hier in erster Linie eingegriffen werden
muss, um den Volksbestand zu wahren. Die erste und wichtigste
Ursache fÜr diese betrÜbende Tatsache liegt, wie v. Gruber mit
Recht und gebÜhrendem Nachdruck vertritt, im mangelnden Zeu-
gungswillen, der freilich oft kein ganz freier ist, sondern durch die
Macht der VerhÅltnisse gefesselt wird. Aus den Verhandlungen
unserer Kommission ist ersichtlich, welch umfassendes Arbeitspro-
gramm sich gerade bei der Inangriffnahme der hier einschlÅgigen Re-
formen ergibt. In vorbildlicher Weise hat. das Bayerische Verkehrs-
ministerium eine Denkschrift ausgearbeitet, die auf dem Wege weit-
gehender sozialer Versicherung eine Besserstellung seiner Beamten-
familien erwirken soll und damit eine Erleichterung des Familien-
zuwachses. In gleicher Richtung bewegen sich ádie Bestrebungen,
den jungen MÅnnern zu ausreichenden Einnahmen zur frÜheren GrÜn-
dung des Familienstandes zu verhelfen, also zur BegÜnstigung der
FrÜhehe, weiter die so nÉtigen Verbesserungen in der Organisation
der Frauenarbeit, Heimarbeit usw.

Ausser dieser FÉrderung des Zeugungswillens kommt fÜr die
Aerzte auch diejenige des ZeugungskÉnnens in Berracht durch die
BekÅmpfung der Geschlechtskrankheiten, EinfÜhrung des Heirats-
konsenses u. a.

Einen gewichtigen Faktor zur Hebung des Volksbestandes stellt
weiterhin die BekÅmpfung der Kinderverluste in aer Schwanger-
schaft und im ersten Lebensjahre dar, Aufgaben wieder ganz be-
sonderer Art, die aber, auf wesentlich positiverem Boden stehen. un-
gleich aussichtsvoller und .greifbarer sind, wenn sie auch zahlen-
mÅssig nur kleinere Erfolge versprechen. Es ist berechnet, dass in
Deutschland vor der Geburt und im ersten Jahre nach der Gehurt
rund 4à500 000 Lebewesen zugrunde gehen, eine Ziffer, die in ihrer
SchÅtzung gewiss nicht zu hoch, sondern eher noch zu klein ge-
griffen ist, und zwar werden sich diese Verluste ungefÅhr auf gleiche
Teile vor und nach der Geburt berechnen. FÜr die BekÅmpfung der
SÅuglingssterblichkeit ergibt sich wieder eine grosse Reihe von
Einzelbestrebungen, neben den Årztlichen organisatorische fÜr SÅug-
lings- und Mutterschutz, Stillpropaganda usw.

Der Kinderverlust vor der Geburt schliesst die spezifische
geburtshilfliiche Aufgabe der BekÅmpfung der Fehlgedurt in sich. So
unsicher unsere SchÅtzung der Zahlen Über die Fehlgeburten insge-
samt wie Über die verhÅltnismÅssige HÅufigkeit ihrer verschiedenen
Ursachen ist, so herrscht doch unter den neueren Autoren, die sich
mit dieser Frage befasst haben, Einigkeit darÜber, dass die Mehr-
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zahl dieser Fehlgeburten verhÜtbar wÅren, weil sie kÜnstlich er-
zeugt sind. Auch hier liegt es viel mehr am mangelnden Willen
der Schwangeren, das empfangene Kind auszutragen, als am mangeln-
den KÉnnen, und dieser Unwille fÜhrt dann zu willkÜrlicher und in
der weitaus grÉssten Mehrzahl der FÅlle verbrecherischer Abtreibung
durch NichtÅrzte.

Das Strafgesetz wÅre wohl imstande, diesem Uebel gegen-
Über die nÉtige Handhabe zur BekÅmpfung zu geben; aber
hier gilt der alte Satz: ÑWo kein KlÅger, da kein RichterÖ.
TatsÅchlich ist die Zahl der jÅhrlich in Deutschland wegen Ab-
treibung abgeurteilten Personen im VerhÅltnis zu den mit Sicher-
heit zu vermutenden Abtreibungen lÅcherlich gering. Man hat An-
haltspunkte zu der Annahme, dass jÅhrlich 100 000 Schwangerschaften
auf diese Weise vernichtet werden. Die Reichskriminalstatistik er-
gibt, dass im Jahre 1882 191 Personen wegen Abtreibung bestraft
wurden, 1890 243, 1900 411, 1908 773. Bei den einzelnen Strai-
prozessen erfahren wir SachverstÅndige nur zu regelmÅssig, dass
die betreffenden Abtreiber jahrelang ihr heimliches Gewerbe ge-
trieben haben, bis es gelungen ist, sie dessen zu ÜberfÜhren. Es ist
dringend nÉtig, dass diesem gefÅhrlichen Abtreiberwesen ganz anders
zu Leibe gegangen wird, als dies bisher der Fall war. Dies verlangt
ausser der RÜcksichtnahme auf die Erhaltung Gezeugter auch die
dringende Notwendigkeit, die Frauen selbst in Gesundheit und
Leben vor diesem gefÅhrlichen Tun zu bewahren. Die Frauen wissen,
geblendet von dem dringenden Bestreben, das Schwangerschaftspro-
dukt los zu werden, gar nicht, welch grosser Lebensgefahr sie in
dem Augenblicke entgegengehen, in dem sie diese Prozeduren an
sich vornehmen lassen, die selbst unter dem Schutze der Antisepsis
nicht ungefÅhrliche Eingriffe darstellen, in den HÅnden dieser Men-
schen aber direkt lebensgefÅhrlich sind. Dazu kommt, dass der
dann folgende Abort solange wie mÉglich verheimlicht wird, die
Frauen durch Blutungen und die Zersetzung des Eies Åusserst
heruntergekommen und oftmals zu spÅt Årztliche Hilfe in Anspruch
nehmen, als dass sie noch gerettet werden kÉnnten.

Dies alles erfordert mit Macht, dass von seiten des Staates in
der Handhabung des Strafgesetzes alles geschieht, um endlich diesem
unheilvollen Unwesen zu steuern, und es wÅre falsch, hier vor durch-
greifenden Massnahmen zurÜckzuschrecken. Mir scheint nur eineá
Abhilfe hier mÉglich, und das ist die obligatorische Anzeigepflicht
aller Fehlgeburten, die am leichtesten auf die Spur fÜhren kann, wo
Abtreibernester ausgehoben werden mÜssen.

Die Idee, die kÜnstlichen Aborte anzuzeigen, ist schon alt und
auf v. Winckel zurÜckzufÜhren. Neuerdings ist sie von Bumm
aufgegriffen worden und auf seine Veranlassung hin hat die er-
weiterte wissenschaftliche Deputation in Preussen in These 4 mit
grosser MaioritÅt beantragt: ÑFÜr die durch Aerzte vorgenommenen
Unterbrechungen der Schwangerschaft ist die Anzeigepflicht einzu-
fÜhrenÖ. Auch Winter befÜrwortet diese Anzeigepflicht der kÜnst-
lichen Aborte von seiten der Aerzte.

Unserer Kommission schien diese Begrenzung auf die Årztlicher-
seits vorgenommenen kÜnstlichen Aborte viel zu eng. Will man
die von Hebammen ausgefÜhrten kÜnstlichen Schwangerschaftsunter-
brechungen zu fassen bekommen, und die dÜrften doch zahlenmÅssig
eine viel grÉssere Bedeutung haben als die von Aerzten, oder will
man vollends auch die Übrigen, kriminellen Aborte aufspÜren, so gibt
es nur eine MÉglichkeit, und das ist, alle Aborte, die irgendwie in
Behandlung kommen, auf ihre Entstehung zu prÜfen, wozu die An-
zeige am ehesten Veranlassung geben kann. Die DurchfÜhrung dieser
Vorschrift wird auf keine grossen Schwierigkeiten stossen, da doch in
der SeuchenbekÅmpfung die Grundlagen fÜr eine derartige Anzeige
vollkommen ausgebaut sind.

Die in gewissen Aerzten gelegene Gefahr, durch zu
weitherzige Indikationsstellung unter der angeblichen Be-
rechtigung des medizinischen Eingriffes die Schwangerschaiten
zu zerstÉren, hat zwar nach Ansicht aller Geburtshelfer numerisch
keinen schr grossen Einfluss. Es darf aber nicht verkannt werden,
dass insbesondere in den GrossstÅdten in dieser Beziehung Uebel-
stÅnde herrschen, die an der Wurzel gefasst werden mÜssen. Die
Kommission hat deshalb beschlossen, auch hierin neue Vorschriften
auszuarbeiten. die in Anlehnung an die bisherigen Erfahrungen einen
Wandel der Dinge schaffen kÉnnen.

Die Kommission hat sich auf folgende LeitsÅtze geeinigt:
1. Der in den Fehlgeburten zum Ausdruck kommende Verlust

der FrÜchte vor der Geburt stellt einen gewichtigen Faktor in der
BevÉlkerungsfrage dar. ZuverlÅssige Statistiken Über die HÅufigkeit
der Fehlgeburten existieren nicht, da keine Anzeigepflicht besteht.
Die in der Literatur darÜber auffindbaren Zahlen ergeben eine
Schwankung der HÅufigkeit der Fehlgeburten von 10à20 Proz. der
rechtzeitigen Geburten.

2. FÜr Deutschland wÜrde somit die Zahl der dadurch zu Ver-
lust kommenden. Kinder sich auf jÅhrlich 2à400 000 belaufen, etwa
ebensoviel als die Zahl der im ersten Lebensjahre zugrunde gehenden
SÅuglinge betrÅgt.

3. In der Berliner und in der MÜnchener Frauenklinik ange-
stellte Berechnungen haben ergeben, dass die Zahl der Fehlgeburten
in den letzten Jahrzehnten bestÅndig zugenommen hat. WÅhrend
sie beispielsweise bei 1000 Frauen, deren Generationszeit in die 60er
und 70er Jahre des vorigen Jahrhunderts fiel, in Berlin 11,6 Proz.,
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in MÜnchen 9,9 Proz. aller Schwangerschaften betrug, trafen in den
Jahren 1913à15 bei je 1000 Frauen in Berlin 19,7 und in MÜnchen
17,07 Aborte auf je 100 Geburten.

4. Bei den Ursachen der Fehlgeburten ist zu unterscheiden zwi-
schen den von selbst infolge von Krankheiten der Mutter oder des
Eies eintretenden und den durch Kunsthilfe erzeugten. Unter letz-
teren wiederum: 1. die verbrecherischen, 2. die aus Årztlichen GrÜn-
den herbeigefÜhrten.

5. In welchem HÅufigkeitsverhÅltnis die spontanen zu den kÜnst-
lich erzeugten Fehlgeburten stehen, ist z. Z. nicht mit Sicherheit fest-
zustellen. Auch hier ergeben die Beobachtungen in den verschie-
denen Frauenkliniken grosse Schwankungen, insoferne die Kliniken
der grossen StÅdte einen sehr viel grÉsseren Anteil der kÜnstlichen
Fehlgeburten zu verzeichnen haben als diejenigen, denen vorzugs-
weise lÅndliches Material zugeht. In den grossen StÅdten wird die
HÅufigkeit der kÜnstlichen Fehlgeburten auf etwa 60-80 Proz. aller
geschÅtzt, in Berlin sogar bis auf 809 Proz.

6. FÜr die Entstehung der spontanen Fehlgeburten kommen die
verschiedensten âlokalen und allgemeinen Erkrankungen sowie
Traumen der Mutter in Betracht und Erkrankungen des Eies, insbe-
sondere fehlerhafte Anlage des Keimes. Eine gewichtige âRolle bei
dem Kinderverlust vor der Geburt spielt die Syphilis, die im floriden
Stadium zu der habituellen FrÜhgeburt faultoter FrÜchte Anlass gibt.
In dem geburtshilflichen Material der MÜnchener Frauenklinik findet
sich mit Hilfe der Wassermannschen Reaktion eine HÅufigkeit
von 9 Proz. (SÅnger).

7. Das Strafgesetzbuch enthÅlt in den Paragraphen 218à220
ausreichende Strafbestimmungen gegen verbrecherische Abtreibung.

8. Die Strafverfolgung von NichtÅrzten wegen Abtreibung wird
in der gerichtlichen Praxis nicht energisch genug gehandhabt und
es wÅre zweckmÅssig, wenn die Justizministerien auf eine Ver-

. schÅrfung der Untersuchung und frÜhzeitige Beiziehung Årztlicher
SachverstÅndiger auimerksam gemacht werden kÉnnten.

9. Von besonderer Bedeutung im Kampfe gegen den ver-
brecherischen Abort wÅre strengere Ueberwachung des kaufmÅnni-
schen Vertriebs der dazu angepriesenen Mittel durch scharfe Kon-
trolle der einschlÅgigen GeschÅfte und besonders durch Verbot der
in den TagesblÅttern tÅglich erscheinenden Anzeigen, die in ver-
schleierter Form derartige Mittel anpreisen.

10. Am wirksamsten zur BekÅmpfung der Abtreibung wÅre so-
fortige Anzeigepflicht fÜr Aerzte und Hebammen bei allen Fehlge-
burten. Bei dieser Anzeige wÅre seitens des Arztes auch der Name
der Hebamme, ialls die Patientin eine solche vorher zu Rate ge-
zogen, anzufÜhren. Hat der Arzt selbst die Fehlgeburt eingeleitet,
so sind die Indikation, die diese Massnahme geboten erscheinen
liess; ebenso die Namen etwaiger KonsiliarÅrzte mitanzugeben.
Unterlassung obiger Anzeige an die BehÉrden mÜsste streng bestraft
werden.

11. In der Gesamtzahl spielen die von Aerzten erzeugten kÜnst-
lichen Unterbrechungen der Schwangerschaft nur eine kleine Rolle.
Es ist aber nicht zu verkennen und durch amtliche Umfrage festge-
stell, dass die Zahl der Årztlicherseits vorgenommlienen Uniter-
brechungen der Schwangerschaft in dauerndem Wachsen begriffen ist.

12. Es ist keine Frage, dass es Krankheiten gibt, in denen die
Unterbrechung der Schwangerschaft dringend erforderlich ist zur
Abwendung einer auf andere Weise nicht zu beseitigenden Gefahr
fÜr Leib und Leben der Schwangeren.

13. Bei der Indikationsstellung zur kÜnstlichen Fehlgeburt sollen
sich die,Aerzte Åusserste ZurÜckhaltung auferlegen.

Es ist nicht mÉglich, hier alle in Betracht kommenden Krank-
heiten aufzuzÅhlen. Die grÉsste Rolle spielen dabei erfahrungsge-
mÅss die Tuberkulose und die Herzkrankheiten. :

Nur sicher aktive chronische Lungentuberkulose rechtfertigt den
Eingriff. Bei vernarbten fibrÉsen Erkrankungen ist er nicht ange-
zeigt, ebensowenig bei einer VerÅnderung der BronchialdrÜsen mit
nur rÉntgenologischen Erscheinungen. FrÜhestens 2 Jahre nach Ein-
tritt einer anhaltenden Besserung ist die Schwangerschaft ungefÅhr-
lich. Bei akut fortschreitenden, floriden Erkrankungen des grÉsseren
Teils der Lungen und bei miliarer Tuberkulose kommt die Unter-
brechung der Schwangerschaft nur zur Rettung lebensfÅhiger Kinder
in Betracht, nicht aber zum Schutze der Mutter (v. Romberg).

Nur kÉrperliche Herzkrankheiten mit sicherer KreislaufschwÅche
(dekompensierte Klappenfehler, deutliche Herzmuskelinsuffizienz)
rechtfertigen die Unterbrechung der Schwangerschaft. Rein nervÉse,

Ausbildung die Mutter nicht. Die Fehlgeburt ist bei Herzkranken
Be vor dem 7. Schwangerschaftsmonat einzuleiten (v. Rom-
erg).

Ausserdem sei hier noch auf folgende besondere Indikationen
hingewiesen: \

1. Blutungen (Abortus incipiens), u
2. Retroflexio uteri gravidi incarcerata irreponibilis,
3. lebensgefÅhrliche Hyperemesis nach ErschÉpfung aller an-

deren Therapie,
4. akutes Hydramnion,
5 akute und chronische Nierenerkrankungen mit hochgradigen

Oedemen oder UrÅmie,
6. septische Pyelitis,
Nr. 29,

7. gefahrdrollende Chorea gravidarum,
8. Osteomalazie.
14. Die soziale und die eugenische Indikation sind unter allen

UmstÅnden abzulehnen. á
15. Die Unterbrechung der Schwangerschaft bei gerichtlich fest-

gestellter Notzucht ist nicht strafbar.
16. Das Vorgehen bei der kÜnstlichen Unterbrechung der

Schwangerschaft durch Aerzte ist reichsgesetzlich zu regeln. Die
Anzeige zur kÜnstlichen Unterbrechung der Schwangerschait darf nie
von einem Arzt allein gestellt werden. Die kÜnstliche Unterbrechung
der Schwangerschaft darf nur nach Begutachtung durch zwei mÉg-
lichst spezäalistisch vorgebildete KonsiliarÅrzte vorgenommen wer-
den, welche durch die staatlich anerkannten Standesorganisationen
gewÅhlt werden sollen. In allen unklaren FÅllen ist nach Antrag
der KonsiliarÅrzte oder an Stelle der Begutachtung durch diese eine
mehrtÅgige Beobachtung in einer Anstalt vorzunehmen. Die hiezu
geeigneten Anstalten werden durch die Standesorganisationen be-
zeichnet. Eine Nichtachtung dieser Regeln hat als standesunwÜrdig
zu gelten. Die Standesvereine haben dagegen einzuschreiten, so
lange eine reichsgesetzliche Regelung noch aussteht.

17. Die Årztliche Verordnung antikonzeptioneller Mittel sollte
nur in besonderen FÅllen erfolgen. Aeusserste ZurÜckhaltung muss
Gewissenssache der Aerzte sein.

18. Die gleiche ZurÜckhaltung mÜssendie Operateure bei der
AusfÜhrung der kÜnstlichen Sterilisierung der Frau einhalten, die
ohne verstÜmmelnde Eingriffe womÉglich nur die zeitweise Behinde-
rung der Konzeption zum Ziele haben soll. Docn sind hier diese
Indikationen noch viel enger zu ziehen wie diejenigen fÜr die Ein-
leitung des kÜnstlichen Abortus.
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Kriegs-Schnellgeburten.

Von Dr. Max Nassauer, Frauenarzt in MÜnchen.

Der Krieg hat uns den Begriff der ÑKriegsamenorrhÉeá geschaffen.
Dietrich hat als erster darauf aufmerksam gemacht (Zbl. i. Gyn 6.
1917), dass ohne deutlich erkennbaren Grund wÅhrend der Kriegs-
jahre auffallend hÅufig ein AufhÉren der Menstruation fÜr kÜrzere

Er.hat das Wort ÑKriegsamenorrhÉeÖ ge-
prÅgt.

Seine Beobachtungen wurden von vielen Seiten bestÅtigt.
In der Tat fÅllt jedem Frauenarzt mit grÉsserer Klientel, die ihm

Vergleichsmomente gegen frÜher ermÉglicht, die ausserordentliche
HÅufigkeit der AmenorrhÉe in diesen Kriegsiahren gegenÜber den
Friedensjahren auf. Die Untersuchung ergibt keine Schwangerschaft,
auch sonst keinen von der Norm abweichenden Genitalbefund. Auch
Allgemeinerkrankungen, Tuberkulose, Chlorose, Fettsucht etc., die
hÅufig eine AmenorrhÉe bedingen, sind in diesen FÅllen nicht vor-
handen. Die Frauen klagen auch Über keine besonderen Symptome.
Meist wollen sie erfahren, ob sie schwanger sind, teils freudig hoffend,
teils erschreckt und besorgt.

Selbstredend ist diesen Frauen allen ein Symptom gemeinsam,
das die Kriegsnot mit sich bringt: eine mehr oder minder starke Ab-
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